
Jung und pleite  –  ganz normal
und niemand kann was dafür?
Von Sani Meier, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder ähnliche Sprüche hast du
vielleicht auch schon gehört, ob von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern.
Gemeint  ist  damit,  dass  man während seiner  Schulzeit,  Ausbildung oder
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung hat und dass das
alles ganz normal und völlig in Ordnung sei.  Geld verdienen sei was für
Erwachsene und wer was anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum
sollten wir uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?

Hard facts:
In  Deutschland  ist  momentan  jedes  fünfte  Kind  von  Armut  bedroht,
besonders  in  alleinerziehenden  und  Mehrkindfamilien.  Von  den  jungen
Erwachsenen  unter  25  sind  es  ein  Viertel.  Frauen  und  migrantisierte
Menschen trifft  es  nochmal  stärker.  Insgesamt  haben junge  Erwachsene
zwischen  14  und  25  in  Deutschland  das  höchste  Armutsrisiko  aller
Altersgruppen,  egal  in  welchem  Bundesland.

Während man noch zur Schule geht,  hat man in der Regel kein eigenes
Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. Diese verwalten das Kindergeld
und entscheiden über die Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie
zahlen können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade so über
die Runden kommen oder man kein gutes Verhältnis zu ihnen hat, bleiben
zwei Optionen: kein eigenes Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag
einen Minijob suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder hat
man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder man erfährt schon früh
die Doppelbelastung von Schule und Lohnarbeit, was sich negativ auf die
schulischen  Leistungen  auswirken  kann.  Jetzt  noch  ein  unbezahltes
Pflichtpraktikum  on  top?  Im  Kapitalismus  gar  kein  Problem.
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Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das gleiche Spiel in Ausbildung
und Studium weiter: Während der gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€
liegt, bekommen Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die ein Interesse an
einer Berufsausbildung hatten, fanden im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine
Stelle. Das heißt: Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessierten
und bei  der  Arbeitsagentur  gelisteten  Jugendlichen ging leer  aus.  Unter
Studierenden sind 38% von Armut betroffen. Lebt man in einer WG oder
alleine, sind es 76%. Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete zu Zwischenmiete,
da  der  aktuelle  Wohnungsmarkt  keine  Angebote  mehr  für  junge,
einkommensschwache Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht
nicht aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch darauf hat,
reicht es in der aktuellen Preisentwicklung von Lebensmitteln, Mieten und
Energie schon lange nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.

Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung junger Menschen:
Während der Schule hat man weniger Zugang zu ruhigen Orten wie einem
eigenen Zimmer oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn dafür Vereinsbeiträge
zu zahlen sind, kann weniger reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit aus, ist der
ständigen Doppelbelastung von Schule/Studium und Arbeit ausgesetzt und
stark abhängig von den Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien
Entfaltung hindert und sich so auch negativ auf die psychische Verfassung
auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter Steinmeier jetzt auch noch ein
soziales Pflichtjahr für Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer
hier eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.

Und das alles soll normal sein?
Wir finden das alles andere als normal und sprechen unter anderem deshalb
in  diesem  Kontext  von  Jugendunterdrückung.  Junge  Menschen  werden
massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten Entwicklung gehindert,
haben  die  meiste  Zeit  ihrer  Jugend  kein  Wahlrecht  und  sind  rechtlich



entmündigt. Aus diesem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen
Jugendorganisation,  die  jungen  Menschen  eine  Stimme  gibt  und  von
niemandem  bevormundet  wird.  Unsere  Unterdrückung  ist  eng  mit  dem
Kapitalismus  verknüpft,  da  ihre  Normalisierung  und  Verharmlosung  eine
Überausbeutung  unserer  Arbeitskraft  rechtfertigt.  Gemeinsam  sagen  wir
dem kapitalistischen „Normalzustand“ den Kampf an und werfen folgende
Forderungen auf:

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler_Innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kostenfreier  Zugang  zu  Lernmitteln  wie  Laptops,  Tablets  und
Büchern, sowie frei zugänglichen Lernräumen!
Wer arbeiten darf, soll auch wählen dürfen! Für das Wahlrecht ab
dem Zeitpunkt des legalen Berufseintrittsalters.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Ausbau  von  Jugendzentren  und  Freizeit-  und  Kulturangeboten,
bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!
Volle  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper,  Schluss  mit
medizinischer Entmündigung Minderjähriger!
Für  das  Recht  auf  Eigentum  und  die  selbstständige  Verfügung
darüber!  Eltern  dürfen  kein  Recht  haben,  das  Eigentum  von
Jugendlichen  zu  entwenden,  wie  es  bspw.  bei  Handys  oft  passiert!



Streiks  im  ÖPNV:  Für  eine
sozialistische Verkehrswende!
Von Yorick F., aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

FFF und ver.di gemeinsam im Streik
Am 3. März fand der Tag des Globalen Klimastreiks von Fridays For Future
statt,  der  in  diesem  Jahr  aktiv  mit  den  Arbeitskämpfen  im  öffentlichen
Personennahverkehr verbunden wurde.

Am selben Tag hatte die Gewerkschaft ver.di bundesweit in mehr als 250
Orten zum Streik aufgerufen. Nicht nur stand der Verkehr an diesem Tag
größtenteils  still,  auch  die  Beschäftigten  solidarisierten  sich  durch  eine
Teilnahme an den Demonstrationen mit den Klimaaktivist_Innen, welche im
Gegenzug Streikposten besuchten. Gemeinsam unterstützten sie mit ihnen
ihre Forderungen nach einem Festgeld von 500€ und einer Lohnerhöhung
von 10,5% als Ausgleich für die weiterhin wütende Inflation, sowie einen
massiven  Ausbau  des  ÖPNVs.  Auch  mit  Beschäftigten  aus  der
Automobilindustrie wurde gestreikt, so in Zwickau wo gemeinsam mit den
Beschäftigten  des  Automobilzulieferers  GKN  für  ihre  Tarifforderungen
gestritten wurde. Das Echo auf diesen erneut aufkommenden Schulterschluss
zwischen  Klimabewegung  und  Gewerkschaften  blieb  nicht  aus:  So
bezeichnete  der  Vorsitzende  der  Bundesvereinigung  der  deutschen
Arbeitgeberverbände  (BDA)  Steffen  Kampeter  diesen  als  „gefährliche
Grenzüberschreitung“.  Wir  sagen:  Wenn sich  prominente  Vertreter_Innen
des  Kapitals  besorgt  zeigen,  ist  das  ein  gutes  Zeichen!  Auch  dass  sich
Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Tag des Klimastreiks für
einen weiteren Ausbau der Autobahn ausgesprochen hat, zeigt, dass diese
Entwicklungen  mehr  als  notwendig  sind.  Die  Klimabewegung  muss  jetzt
weiterhin in der notwendigen Frage der Verkehrswende zeigen, dass die
ökonomische Not der Beschäftigten ihr nicht egal ist und dass die Interessen
der Arbeiter_Innen auch ihre sind.
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Die Rolle des Verkehrs für den Klimaschutz
Die Frage der Mobilität ist für den Kampf gegen die Zerstörung unseres
Planeten eine sehr zentrale. So hat allein der individuelle Personenverkehr
im  Jahr  2019  fast  18% der  durch  die  Verbrennung  fossiler  Brennstoffe
entstandener Treibhausgase verursacht. Die Frage ist zusätzlich brisant, da
die  Autoindustrie  weltweit  einer  der  größten  Wirtschaftssektoren,  in
Deutschland, gemessen am Umsatz, sogar der bedeutendste ist. So gilt das
Auto spätestens seit dem sog. „Wirtschaftswunder“ unter Ludwig Erhard als
Symbol der deutschen Industrie und des gesellschaftlichen Fortschritt. Dass
dies mit Nichten der Fall ist beweisen nicht nur die CO2-Bilanzen, sondern
vor allem auch die enorme Ineffizienz des Autos. Private PKWs stehen die
meiste  Zeit  nur  herum  und  haben  pro  Insass_In  einen  desaströsen
Kraftstoffverbrauch (etwa in Vergleich zu einem Zug/Bus etc.). Dennoch sind
viele,  besonders  in  ländlichen  Regionen,  unmittelbar  auf  das  Auto
angewiesen, wenn in entlegenen Regionen der Bus nur alle 2 Stunden kommt
und man dann fast 5 Euro für eine Fahrt zahlt. Da ist es kein Wunder, dass in
Deutschland über 48 Millionen private PKWs fahren (stand Januar 2022).

Die  Verkehrswende  muss  antikapitalistisch
sein!
Dass  dieser  Zustand ein  Problem ist,  zeigt  sich  auch daran,  dass  selbst
Parteien, die mit Klimaschutz nicht einmal offiziell etwas am Hut haben, wie
die CDU, das Thema Verkehrswende floskelhaft ansprechen. Dabei muss uns
als RevolutionärInnen klar sein, dass diese und auch die Versprechen der
Grünen nichts weiter als leere Worte sind. Spätestens seit Lützerath ist klar,
dass die Interessen großer Konzerne von ihnen über den Erhalt  unserer
Lebensgrundlage gestellt werden. Die Verkehrswende ist für uns vor allem
eine gesellschaftliche Frage: Die aktuelle Ordnung des Verkehrs ist Produkt
der gesellschaftlichen Verhältnisse, welchen er zu dienen hat. Zwar erkennen
die  Herrschenden  zumindest  floskelhaft  die  Notwendigkeit  einer
Transformierung des Verkehrs an, werden aber nie in der Lage zu sein, diese
ausreichend umzusetzen,  da sich ihre Vorstellung von Umweltschutz und
Nachhaltigkeit  immer  unter  die  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen



unterordnen  muss.  Deshalb  muss  die  Mobilitätsfrage  ein  integraler
Bestandteil unseres antikapitalistischen Kampfes sein. Die Verbindung der
Klimabewegung  und  der  Gewerkschaften  ist  dafür  ein  unbedingt
notwendiger  Schritt,  der  u.a.  gemeinsam  mit  den  Beschäftigten  der
Automobilindustrie,  wie  des  ÖPNVs  gegangen  werden  muss.

Durch die  Streikbereitschaft  im Öffentlichen Dienst  können auch andere
Beschäftigte  besonders  in  Industrien  mit  traditionell  recht  hohen
Organisierungsraten, wie etwa der Automobilindustrie, weiter für den Kampf
um  die  Verkehrswende  und  damit  für  den  Sozialismus  und  gegen  den
Klimawandel gewonnen werden. Hierfür müssen wir als RevolutionärInnen in
der Klimabewegung Kämpfe weiter zusammenführen und für fortschrittliche
sozialistische  Positionen  innerhalb  der  Gewerkschaften  sowie  der
Klimabewegung einstehen, denn ihre Führung ist nicht willens, diesen Weg
in seinem vollen notwendigen Ausmaß mit zu gehen. Dies müssen wir mit
dem Ziel tun, gemeinsam mit Aktivist_Innen der Klimabewegung und den
Beschäftigten  in  den  Gewerkschaften  des  Verkehrs,  sowie  der
Automobilindustrie,  ein  revolutionäres  Programm  aufzustellen,  um
gemeinsam  für  dieses  zu  kämpfen.

Enteignung der Verkehrsbetriebe und nachhaltige Umstrukturierung
u n t e r  K o n t r o l l e  d e r  B e s c h ä f t i g t e n !  K o s t e n l o s e
Umschulungsmaßnahmen  in  klimaschädlichen  Wirtschaftszeigen
durch  Organe  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Kostenloser ÖPNV für alle!
Umsetzung aller Forderungen der Streikenden! Für einen massiven
Ausbau des ÖPNVs, höhere Löhne und mehr Personal!


